
 Vierte Verordnung zur Änderung der Luftfahrt- und Luftsicherheitszuständigkeitsverordnung
Sehr geehrter Herr Staatssekretär, Flughafenkoordinator Brandenburgs und Aufsichtsratsmitglied der FBB Bretschneider,

am Donnerstag, den 29. August 2013, hatten wir kurz die Gelegenheit uns vor dem Landtag über die Vierte Verordnung zur Änderung der Luftfahrt- und Luftsicherheitszuständigkeitsverordnung unterhalten zu können. Leider konnten Sie uns aufgrund der verbleibenden Zeit vor Ort einige Punkte nicht nachvollziehbar erklären. Daher nutzen wir die Gelegenheit Ihnen unsere Fragen schriftlich zu stellen.

Fragen:

1. Warum wurde dieser Wechsel der Verantwortlichen vorgenommen, welche Vor-/Nachteile ergeben sich im Vergleich zur Alten Verordnung für das Land Brandenburg?

2. Wann wurde entschieden diesen Wechsel vorzunehmen?

3. Wer hat dies veranlasst/angeordnet?

4. Wer war in diesen Vorgang eingebunden bzw. musste eine Stellungnahme oder Zustimmung abgeben?

5. Verbleibt dem MIL mit dieser neuen Verordnung damit nur noch die Fachaufsicht?
6. Kann die Fachaufsicht Brandenburgs nur im Einvernehmen mit dem Land Berlin Änderungen (z.B. Nachtflugverbot, Umsetzung der Schallschutzmaßnahmen, o.a.) beschließen/anordnen?
7. In welchen Zuständigkeitsbereich fiele eine Änderung des Planergänzungsverfahrens – MIL oder GoBB? Wer setzt zusätzliche Schutzmaßnahmen und Betriebsbeschränkungen des Flughafens BER um? 
8. Im PFB 2004 und BVerwG 2006 wurde ausgeführt, dass die maximale Lautstärke 95 dB bei Überflügen nicht überschritten wird sowie mit Schallschutzmaßnahmen 90 % der Wohneinheiten technisch schützbar wären.
Nun sollen 50 - 90% der Wohneinheiten in den Einflugschneisen mit bis zu 105 dB Maximallärmpegel verlärmt werden und 75 % der Wohneinheiten sind nicht mehr technisch schützbar. Wie kann diese Entwicklung entstehen und wie wird den betroffenen Bürger/innen sofort geholfen? Bislang ist bspw. keine Schallschutzmaßnahme wie vom OVG geurteilt umgesetzt.
Wir werden Ihre Antworten den zahlreichen Bürgerinitiativen zur Verfügung stellen um die Entscheidung der Landesregierung nachvollziehen zu können.
Wir sehen Ihrer Antwort bis Montag, den 30. September 2013 mit großem Interesse entgegen.

Mit freundlichen Grüßen

i.A. Mario Hausmann
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